
- 114 - 

Änderung 52. 

der Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Entwässerungssatzung 
der Gemeinde Altenberge 

in der Fassung der Änderungssatzung vom 18.12.2007 
vom 10. November 2008 

 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.Juli 1994 (GV NRW S. 
666), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 09. Oktober 2007 (GV NRW 
2007 S. 380), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 
712), zuletzt geändert durch Artikel X des Gesetzes vom 09. Oktober 2007 (GV NRW 
S. 2007, S. 380) und des § 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV 
NRW 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezem-
ber 2007 (GV NRW 2007, S. 708 ff.) hat der Rat der Gemeinde Altenberge in seiner 
Sitzung am 03.11.2008 die folgende Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Entwässerungssatzung beschlossen: 
 
 
Neu eingeführt wird: 
 

§ 12 a 
Mitwirkungspflichten 

 
Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie abflusswirksamen Flä-
chen werden im Wege der Befragung der Eigentümer der angeschlossenen 
Grundstücke ermittelt. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, auf Anforderung 
die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in 
die öffentliche Abwasseranlage abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück 
mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von der 
Gemeinde vorgelegten Lageplan über die bebauten (bzw. überbauten) und/oder be-
festigten sowie abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück Stellung zu neh-
men und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Gemeinde zutreffend ermittelt wur-
den. Auf Anforderung der Gemeinde hat der Grundstückseigentümer einen Lageplan 
oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten (bzw. 
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überbauten) und/oder befestigten Flächen entnommen werden können. Soweit erfor-
derlich, kann die Gemeinde die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. 
 
Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen 
für ein Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentü-
mers vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) und /oder befestigte sowie abflusswirk-
same Fläche von der Gemeinde geschätzt. 
 
Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der 
Grundstückseigentümer dies der Gemeinde innerhalb eines Monats nach Abschluss 
der Veränderung anzuzeigen. 
 
 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzungsänderung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung der Gemeinde Altenberge wird hiermit öffentlich bekanntge-
geben. 
 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GO NW beim Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 
 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
 
48341 Altenberge, den 10. November 2008 
 
 
 
 Gemeinde Altenberge 
 Der Bürgermeister 
 
 
 
 gez. Paus 
 


